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1. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
23.Â JuliÂ 2019 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.
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Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Rechtsstreits mit Ausnahme der
auÃŸergerichtlichen Kosten der Beigeladenen, die diese selbst tragen.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 5.000,-Â Euro festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist die Versicherungspflicht des Beigeladenen zu 1 in der gesetzlichen

Rentenversicherung (GRV) in seiner TÃ¤tigkeit als â€žVoice-Over-Sprecherâ€œ bei der

KlÃ¤gerin am 10. Mai 2017.

Â 

Die klagende GmbH firmierte vormals als m film- und medienproduktion. 

Â 

Der Beigeladene zu 1, der muttersprachlich Englisch spricht, ist als freiberuflicher Sprecher

tÃ¤tig und in der KÃ¼nstlersozialversicherung versichert. Die m film- und medienproduktion

und der Beigeladene zuÂ 1 schlossen am 15.Â MaiÂ 2017 einen â€žEinzelvertrag #6640â€œ,

der auszugsweise folgenden Inhalt hatte:

Â 

â€žÂ§ 1 Vertragsgegenstand 

M verpflichtet Vertragspartner als Sprecher/in zu folgenden Bedingungen:

Â 

Vertragszeit

10.05.2017 â�� 10.05.2017

Vertragsgegenstand
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Die Leistungen umfassen die PrÃ¼fung der Grammatik und Richtigkeit von
Formulierungen eines englischen Sprechertextes, den die m rechtzeitig in
Abstimmung und unter BerÃ¼cksichtigung des Terminplans des Vertragspartners
zur VerfÃ¼gung stellen wird; sowie die Vertonung des Textes zum Film
â��Agriculture Explainerâ��.

Â 

FÃ¼r die Aufnahmen des Sprechertextes kÃ¶nnen bei Bedarf die Aufnahmestudios
in den RÃ¤umen der m genutzt werden.

(â�¦)

Â 

Verbindlich ist die Ablieferung der finalen Aufnahmen zum festgelegten
Abgabedatum.

Â 

LÃ¤nge

ca. 2:30 min

Sprache

Englisch

(â�¦)

Abgabedatum

10.05.2017

(â�¦)

VergÃ¼tung

200.00 Euro

Â 

Â§ 2 Vertragspflichten
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Vertragspartner unterliegt bei der DurchfÃ¼hrung der Ã¼bertragenen Produktion,
insbesondere der Gestaltung der ProduktionsablÃ¤ufe keinen Weisungen von m; er
kann das Projekt nach eigenem Ermessen und nach eigenem Zeitplan realisieren.
Verbindlich sind nur die Ergebnisse und die zeitlichen Ziele, die von m bzw dessen
Kunden fÃ¼r die Produktion vorgegeben werden. Sie sind unbedingt einzuhalten.
Die zeitlichen Vorgaben geltend insbesondere fÃ¼r die Abnahmetermine mit dem
Kunden.

Â 

Weitere Anforderungen an den Vertragsgegenstand ergeben sich aus einem
eventuellen Briefing der m, die vom Vertragspartner ebenfalls zu berÃ¼cksichtigen
sind.

(â�¦)

Vertragspartner tritt im Auftragszeitraum im Namen der m auf und darf sich
gegenÃ¼ber dem Kunden, Interviewpartnern und sonstigen Personen nicht als
freier Mitarbeiter zu erkennen geben. Vertretungsvollmacht ist damit nicht
verbunden. SÃ¤mtliche schriftliche Korrespondenz zum Projekt lÃ¤uft
ausschlieÃ�lich Ã¼ber die m bzw Ã¼ber eine dem Vertragspartner zur VerfÃ¼gung
gestellte m-E-Mail-Adresse. Private Themen sollen nicht Bestandteil der
GesprÃ¤chsthemen mit dem Kunden oder deren Vertretern sein. Bei Dreharbeiten
ist auf angemessene Kleidung zu achten.

(â�¦)

Â§Â 3 VergÃ¼tung/Honorar

Der Vertragspartner erhÃ¤lt zur Abgeltung seiner Leistung aus diesem Vertrag sowie der

RechteeinrÃ¤umung die unter Punkt 1 aufgefÃ¼hrte VergÃ¼tung zzgl der jeweils gÃ¼ltigen

und anwendbaren Umsatzsteuer.

Â 

Mit der VergÃ¼tung sind sÃ¤mtliche Kosten (Reisekosten, Equipmentmiete, Versand etc)

abgegolten, sofern nicht in diesem Vertrag etwas anderes vereinbart wurde.

(â€¦)

Die Zahlung der VergÃ¼tung erfolgt nach ordnungsgemÃ¤ÃŸer Leistungserbringung, Abnahme

durch m und Abschluss des Projekts sowie ordnungsgemÃ¤ÃŸer Rechnungsstellung durch den
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Vertragspartner innerhalb von 60 Tagen. Die Abnahme durch m erfolgt innerhalb von 5 Tagen

nach Abschluss des Projekts.

(â€¦)

Der Vertragspartner erklÃ¤rt, dass er als Unternehmer tÃ¤tig ist und entsprechend bei seiner

FinanzbehÃ¶rde gefÃ¼hrt wird.

Â 

Â§ 4 RechteÃ¼bertragung

Soweit durch die TÃ¤tigkeit des Vertragspartners Urheber-, Leistungsschutz-,
PersÃ¶nlichkeits- oder sonstige Rechte entstehen, so Ã¼bertrÃ¤gt der
Vertragspartner diese mit Entstehen an m zur vollstÃ¤ndigen und vollumfassenden
wirtschaftlichen Auswertung durch m oder durch Dritte.

(â�¦)

Der Vertragspartner hat grundsÃ¤tzlich keinen Anspruch auf eine Nutzung des
entstandenen Produkts. Insbesondere darf dieses ohne ausdrÃ¼ckliche
Genehmigung der m nicht als Referenz verwandt werden. 

Â 

Â§ 5 Eigentum

Â 

Das Eigentum an allen vom Vertragspartner erbrachten Arbeitsergebnissen und
Unterlagen geht im Zeitpunkt der Entstehung auf m Ã¼ber. Diese GegenstÃ¤nde
sind jederzeit auf Verlangen von m herauszugeben.

Â 

Â§ 6 Verschwiegenheit

Der Vertragspartner ist zu strikter Verschwiegenheit gegenÃ¼ber Dritten Ã¼ber den Inhalt der

Produktion, den Inhalt dieses Vertrages, die persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse der anderen

Mitwirkenden der Produktion sowie der privaten und geschÃ¤ftlichen VerhÃ¤ltnisse des

Produzenten verpflichtet.

(â€¦)
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Der Vertragspartner verpflichtet sich, fÃ¼r jeden Fall der schuldhaften Verletzung der

Verschwiegenheitsklausel eine angemessene, im Streitfall in der HÃ¶he vom zustÃ¤ndigen

Gericht zu Ã¼berprÃ¼fende Vertragsstrafe zu zahlen.

(â€¦)

Â§ 7 Kontaktschutz

Dem Vertragspartner ist bewusst, dass ihm im Rahmen dieser Vereinbarung
GeschÃ¤ftskontakte der m (bspw. Kunden, Vjs, etc) bekannt werden, die m
langjÃ¤hrig mit groÃ�em Aufwand aufgebaut hat und pflegt und daher
schÃ¼tzenswert ist.

Der Vertragspartner verpflichtet sich daher zum Kontaktschutz.

(â�¦)

DarÃ¼ber hinaus verpflichtet sich der Vertragspartner fÃ¼r jeden Fall der schuldhaften

Verletzung der Kontaktschutzklausel eine angemessene, im Streitfall in der HÃ¶he vom

zustÃ¤ndigen Gericht zu Ã¼berprÃ¼fende Vertragsstrafe zu zahlen.

(â�¦)

Â 

Â§ 8 Rechtssicherheit und Garantie

(â€¦)

Â 

Â§ 9 Mindestlohn

Der Vertragspartner verpflichtet sich zur Zahlung des im Land des Vertragspartners gesetzlich

gÃ¼ltigen Mindestlohns an Mitarbeiter und beauftragte Subunternehmer.

(â€¦)

Im Streitfall stellt Vertragspartner m von allen Haftungspflichten frei.

Â 

(â€¦)â€œ
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Â 

Am 26.Â MaiÂ 2017 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten einen Antrag auf Statusfeststellung;

eine BeschÃ¤ftigung des Beigeladenen zuÂ 1 habe nicht vorgelegen. In der Anlage zum

Statusfeststellungsantrag und im Rahmen der weiteren Befragung sowie der AnhÃ¶rung vor

Bescheiderlass machten der Beigeladene zuÂ 1 und die KlÃ¤gerin u.a. folgende Angaben: Der

Beigeladene zuÂ 1 sei hauptberuflich selbstÃ¤ndig und fÃ¼r sehr viele unterschiedliche

Auftraggeber tÃ¤tig. Die fÃ¼r die KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit habe die PrÃ¼fung der

Grammatik und der Richtigkeit von Formulierungen eines vorgegebenen englischen

Sprechertextes sowie das Einsprechen und Aufnehmen eines Textes zur Vertonung eines

kurzen Films (Voice-Over) umfasst. Da der Sprechertext Ã¼ber einen bereits fertig produzierten

Werbefilm gelegt worden sei, sei sein Inhalt vorgegeben gewesen. Der Beigeladene zuÂ 1 sei

aber frei darin gewesen, den Ausdruck oder bestimmte Begriffe (Slang) abzupassen und durch

den Einsatz seiner Stimme die TonalitÃ¤t des Films (â€žauditive Dynamikâ€œ) mitzugestalten.

Er habe â€žFÃ¼llwÃ¶rterâ€œ weglassen und komplexe Satzkonstruktionen vereinfachen

sowie Begriffe aus der Umgangssprache verwenden dÃ¼rfen. Das fertig abgelieferte Lektorat

sei von einem Redakteur der KlÃ¤gerin gegengelesen worden. Vor der Aufnahme des

Sprechertextes habe die KlÃ¤gerin Ã¼ber den Inhalt und die TonalitÃ¤t des zu vertonenden

Films informiert. Mit dem leitenden Redakteur sei eine dazu passende Stimm- und

Sprachvariation abgestimmt worden. Der â€“Â nicht Ã¼berwiegendeÂ â€“

eigenschÃ¶pferische Anteil der TÃ¤tigkeit habe darin bestanden, mehrere Varianten des Voice-

Over mit verschiedenen Emotionen zu vertonen (z.B. nÃ¼chtern, ergreifend) und ihm dadurch

Schliff, Charakter und AtmosphÃ¤re zu verleihen. Die technische Dienstleistung des Sprechens

habe Ã¼berwogen. Dies sei der maÃŸgebliche Unterschied zur SynchronsprechertÃ¤tigkeit,

bei der die Interpretation und Inszenierung im Vordergrund stehe. Der Beigeladene zuÂ 1 sei in

der Wahl seines Arbeitsortes prinzipiell frei gewesen, aber durch die notwendigen technischen

Voraussetzungen, die er zur Ãœbermittlung seiner Leistung (Internet) und zur Aufzeichnung

seiner Sprache benÃ¶tigt habe, eingeschrÃ¤nkt gewesen. Er habe mit einem Techniker

zusammen gearbeitet, der die Aufnahme technisch Ã¼berwacht habe, wobei sich die

technische Aufgabe im Wesentlichen darin erschÃ¶pft habe, den â€žRecordâ€œ- bzw.

â€žStopâ€œ-Schalter zu betÃ¤tigen. Dem Beigeladenen zuÂ 1 habe es frei gestanden, das

Aufnahmestudio der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Aufnahme des Sprechertextes zu nutzen und sich in

den Belegungsplan des Aufnahmestudios einzutragen. Er habe aus logistischen GrÃ¼nden

dieses Angebot genutzt, obwohl er auch ein eigenes Studio in N besitze, das er gelegentlich

fÃ¼r Vertonungen fÃ¼r die KlÃ¤gerin nutze. Die eingespielten Aufnahmen habe der

zustÃ¤ndige Redakteur auf die technische QualitÃ¤t und die Inhalte (zutreffende und von der

LÃ¤nge her auf den Originaltext abgestimmte Wiedergabe) Ã¼berprÃ¼ft. 

Â 

Nach AnhÃ¶rung stellte die Beklagte gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen zuÂ 1
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dessen Versicherungspflicht in der GRV aufgrund abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung ab dem

10.Â MaiÂ 2017 fest (Bescheide vom 20.Â OktoberÂ 2017; Widerspruchsbescheide vom

21.Â FebruarÂ 2018).

Â 

Auf die Klage der F-GmbH hat das Sozialgericht (SG) Berlin den Beigeladenen zuÂ 1 in der

mÃ¼ndlichen Verhandlung zu den UmstÃ¤nden seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin befragt.

Der Beigeladene zuÂ 1 hat im Wesentlichen angegeben, ein eigenes Aufnahmestudio

(Anschaffungswert: rund 20.850,-Â Euro) zu besitzen, das eine bessere AufnahmequalitÃ¤t

gewÃ¤hrleiste als dasjenige der KlÃ¤gerin. Aus logistischen GrÃ¼nden habe er aber

bevorzugt, im Aufnahmestudio der KlÃ¤gerin tÃ¤tig zu sein. Seine TÃ¤tigkeit dort habe etwa

30Â Minuten umfasst. FÃ¼r das Lektorat, das er bei sich zuhause durchgefÃ¼hrt habe, sei ihm

ein Zeitaufwand von etwa ein bis zwei Stunden entstanden. Er sei im Ãœbrigen fÃ¼r

verschiedene Auftraggeber Ã¼berwiegend in seinem eigenen Studio tÃ¤tig. FÃ¼r die

KlÃ¤gerin habe er im JahrÂ 2019 acht AuftrÃ¤ge bearbeitet. Er besitze einen eigenen Pkw und

betreibe eine eigene Website. Auch entstÃ¼nden ihm Kosten fÃ¼r Online-Werbung. Er sei

auch als Synchronsprecher tÃ¤tig. Dies unterscheide sich aber wesentlich von einer

SprechertÃ¤tigkeit im Voice-Over-Bereich. 

Â 

Das SG hat den Bescheid vom 20.Â OktoberÂ 2017 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 21.Â FebruarÂ 2018 geÃ¤ndert und festgestellt, dass der

Beigeladene zuÂ 1 in seiner am 10.Â MaiÂ 2017 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin

im Bereich Lektorat und Sprachaufnahmen auch nicht der Versicherungspflicht in der

Rentenversicherung unterlegen sei (Urteil vom 23.Â JuliÂ 2019). Zur BegrÃ¼ndung hat es

ausgefÃ¼hrt: Der Beigeladene zuÂ 1 sei in seiner fÃ¼r die KlÃ¤gerin am 10.Â MaiÂ 2017

ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen. Anders als von der Beklagten

angenommen, sei der Beigeladene zuÂ 1 nicht als Synchronsprecher tÃ¤tig gewesen. Die

TÃ¤tigkeit als Voice-Over-Sprecher unterscheide sich hiervon wesentlich, da der Beigeladene

zuÂ 1 nicht an einen strikt vorgegebenen Text gebunden gewesen sei, sondern diesen vor der

Aufnahme habe sprachlich bearbeiten kÃ¶nnen. Die zwischen den Beteiligten im Vertrag

getroffenen Vereinbarungen, die im Rahmen einer Gesamtbetrachtung und Â â€“wÃ¼rdigung

aller UmstÃ¤nde Ã¼berwiegend fÃ¼r den Willen der Beteiligten sprÃ¤chen, ein freies

DienstverhÃ¤ltnis zu begrÃ¼nden, stÃ¼nden in Einklang mit den festgestellten tatsÃ¤chlichen

VerhÃ¤ltnissen. Eine Eingliederung in den eigentlichen Betriebsablauf der KlÃ¤gerin,

insbesondere eine Zusammenarbeit mit Angestellten der KlÃ¤gerin, habe nicht stattgefunden.

Die Tatsache, dass ein Aufnahmetechniker fÃ¼r den Beigeladenen zuÂ 1 den

Aufnahmeschalter betÃ¤tigt habe, reiche fÃ¼r die Annahme einer auf eine abhÃ¤ngige

BeschÃ¤ftigung hindeutenden Teamarbeit nicht aus. Den zeitlich umfangreicheren Anteil der
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TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin habe der Beigeladene zuÂ 1 in seinem eigenen BÃ¼ro

â€“Â seiner eigenen BetriebsstÃ¤tteÂ â€“ erledigt. Der eigenschÃ¶pferische Anteil der

TÃ¤tigkeit habe Ã¼berwogen. Auch habe der Beigeladene zuÂ 1 ein Unternehmerrisiko

getragen, indem er fÃ¼r die Einrichtung seines Aufnahmestudios erhebliche finanzielle Mittel

aufgebracht habe. Durch eigene Akquise von AuftrÃ¤gen und erhÃ¶hten Einsatz seiner

Arbeitskraft habe er im Ãœbrigen die eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit kennzeichnende Chance

gehabt, ein hÃ¶heres Einkommen zu erzielen. 

Â 

Mit der Berufung trÃ¤gt die Beklagte vor: Der Beigeladene zuÂ 1 sei weder eigenschÃ¶pferisch

noch weisungsfrei tÃ¤tig gewesen. Die Textinhalte seien vorgegeben und der Text vorformuliert

gewesen. Der Beigeladene zu 1 sei â€žgebrieftâ€œ worden. Das Lektorat sei vom Redakteur

geprÃ¼ft worden. Die technische Dienstleistung des Sprechers habe Ã¼berwogen. Die

Aufnahme sei im Tonstudio der KlÃ¤gerin erfolgt. Der Umstand, dass das Lektorat nicht in den

RÃ¤umen der KlÃ¤gerin vorgenommen worden sei, spreche nicht gegen eine Eingliederung in

deren betriebliche Organisation. Zu sehen sei in diesem Zusammenhang, dass die AusÃ¼bung

von TÃ¤tigkeiten im Homeoffice auch bei eindeutig abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen nicht unÃ¼blich sei. Zudem sei der Beigeladene zuÂ 1 nach

den vertraglichen Regelungen verpflichtet gewesen, im Namen der KlÃ¤gerin aufzutreten und

sich nicht als freier Mitarbeiter zu erkennen zu geben. Auch wenn es sich um einen nicht an die

konkreten Bedingungen angepassten Standardvertrag gehandelt habe, sei der Beigeladene

zuÂ 1 doch an den Inhalt des Vertrages gebunden gewesen. Ein Unternehmerrisiko habe der

Beigeladene zuÂ 1 nicht getragen, da die Aufnahme nicht in seinem selbst finanzierten Studio,

sondern in demjenigen der KlÃ¤gerin stattgefunden habe.

Â 

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 23.Â JuliÂ 2019 aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor: Der

                             9 / 19



 

Beigeladene zuÂ 1 plane und organisiere seine Leistungen selbstÃ¤ndig und unterliege keinen

Weisungen hinsichtlich der Werkleistung und seiner Zeiteinteilung. Eine Einbindung in

BetriebsablÃ¤ufe am Betriebssitz der KlÃ¤gerin habe nicht stattgefunden. Soweit die Beklagte

auf einzelne vertragliche Regelungen abhebe, hÃ¤tten diese hier keine Anwendung gefunden.

Â 

Die Beigeladenen haben keinen Antrag gestellt.

Â 

Der Senat hat den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin und den Beigeladenen zuÂ 1 in der

mÃ¼ndlichen Verhandlung zu den Einzelheiten der TÃ¤tigkeit am 10.Â MaiÂ 2017 befragt.

Wegen des Ergebnisses der Befragung wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug genommen.

Â 

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten, auf die wegen der weiteren

Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des Vorbringens der Beteiligten Bezug

genommen wird, sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

Â 

Â

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Â 

Das SG hat zu Unrecht den Bescheid der Beklagten vom 20.Â OktoberÂ 2017 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 21.Â FebruarÂ 2018 geÃ¤ndert und festgestellt, dass der

Beigeladene zuÂ 1 in seiner am 10.Â MaiÂ 2017 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin

im Bereich Lektorat und Sprachaufnahmen auch nicht der Versicherungspflicht in der

Rentenversicherung unterlegen sei.

Â 

Der Beigeladene zuÂ 1 war in seiner am 10.Â MaiÂ 2017 fÃ¼r die KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bten

TÃ¤tigkeit gegen Arbeitsentgelt abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt und deshalb versicherungspflichtig in

der GRV. Dies hat die Beklagte auf der Rechtsgrundlage des Â§Â 7a AbsatzÂ 2
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Sozialgesetzbuch â€“Â Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die SozialversicherungÂ â€“ (SGBÂ IV

in der bis 31.Â MÃ¤rzÂ 2022 geltenden Fassung vom 29.Â MÃ¤rzÂ 2017Â  â€“Â a.F.) zu Recht

festgestellt. Die Neufassung des Â§Â 7a SGBÂ IV (n.F.) durch Gesetz vom 16.Â JuliÂ 2021

(BGBl.Â I S.Â 2970), mit der der Gesetzgeber das optionale Anfrageverfahren als

Elementenfeststellung mit Wirkung zum 1.Â AprilÂ 2022 ausgestaltet hat, findet vorliegend

keine Anwendung (vgl. zu Â§Â 7a n.F. Pietrek in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV, 4.Â Aufl.,

Â§Â 7a SGBÂ IV 1.Â Ãœberarbeitung [Stand: 6.Â September 2022]). Da die Neufassung des

Â§Â 7a SGBÂ IV keine ausdrÃ¼ckliche Ãœbergangsregelung enthÃ¤lt, liegt es nahe, den

zeitlichen Anwendungsbereich der Regelung nach den allgemeinen fÃ¼r das intertemporale

Sozialrecht geltenden GrundsÃ¤tzen zu bestimmen. Danach ist ein Rechtssatz grundsÃ¤tzlich

nur auf solche Sachverhalte anwendbar, die nach seinem Inkrafttreten verwirklicht werden.

Dementsprechend hat das Bundessozialgericht (BSG) in stÃ¤ndiger Rechtsprechung

entschieden, dass sich die Entstehung und der Fortbestand sozialrechtlicher AnsprÃ¼che bzw.

RechtsverhÃ¤ltnisse nach dem Recht beurteilen, das zur Zeit der anspruchsbegrÃ¼ndenden

Ereignisse oder UmstÃ¤nde gegolten hat, soweit nicht spÃ¤ter in Kraft getretenes Recht etwas

anderes bestimmt (BSG, Urteil vom 27.Â AugustÂ 2008 â€“Â BÂ 11Â ALÂ 11/07Â RÂ -, juris

Rn.Â 12 m.w.N.). Inwieweit dieser Grundsatz durch den Grundsatz abgelÃ¶st worden ist, dass

neues Recht immer schon, aber auch noch den Sachverhalt erfasst, wenn die maÃŸgeblichen

Rechtsfolgen in den zeitlichen Geltungsbereich des neuen Rechts fallen

(Geltungszeitraumprinzip â€“ vgl. BSG, Urteil vom 17.Â OktoberÂ 2002

â€“Â BÂ 7ALÂ 136/01Â RÂ -, juris Rn.Â 15; BSG, Urteil vom 8.Â FebruarÂ 2007

â€“Â BÂ 7aÂ ALÂ 38/06Â RÂ â€“, juris Rn. 11), kann hier dahinstehen. Denn beide

GrundsÃ¤tze fÃ¼hren im vorliegenden Fall zu demselben Ergebnis, da der hier zu beurteilende

Sachverhalt bereits mit Ablauf des 10.Â MaiÂ 2017 beendet und damit weit vor Inkrafttreten des

Â§Â 7a SGBÂ IV n.F. verwirklicht war. Im Ãœbrigen ergibt sich auch aus Â§Â 7a AbsatzÂ 1

SatzÂ 1 SGBÂ IV n.F. (â€ž es sei denn,..â€œ), dass einem bereits anhÃ¤ngigen Verfahren zur

Feststellung von Versicherungspflicht (wie nach bisherigem Recht) Sperrwirkung zukommt (vgl.

BT-Drucks 19/29893 S. 28; vgl. auch BSG, Urteil vom 28.Â Juni 2022

â€“Â BÂ 12Â RÂ 4/20Â RÂ â€“ juris â€“, in dem das BSG nach Inkrafttreten des neuen Rechts

keine Veranlassung gesehen hat, die Feststellung von Versicherungspflicht nach dem bis

31.Â MÃ¤rzÂ 2022 geltenden Recht zu beanstanden).

Â 

Die Beklagte war im Rahmen des Anfrageverfahrens nicht gehindert, Ã¼ber die Frage der

Sozialversicherungspflicht auch nach Beendigung der BeschÃ¤ftigung zu entscheiden (vgl.

BSG, Urteil vom 4.Â JuniÂ 2009 â€“Â BÂ 12Â KRÂ 31/07Â RÂ â€“, juris Rn.Â 28 ff.).

Â 

Die DurchfÃ¼hrung eines Statusfeststellungsverfahrens war auch nicht wegen einer frÃ¼heren
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Entscheidung der KÃ¼nstlersozialkasse zur Versicherungspflicht des Beigeladenen zuÂ 1 nach

dem Recht der KÃ¼nstlersozialversicherung ausgeschlossen (vgl. BSG, Urteil vom

12.Â DezemberÂ 2018 â€“Â BÂ 12Â RÂ 1/18Â RÂ â€“, juris Rn. 14 ff.).

Â 

Im streitigen Zeitraum unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt waren, u.a.

der hier allein streitigen Versicherungspflicht in der GRV (vgl. Â§Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1

Sozialgesetzbuch â€“Â Gesetzliche RentenversicherungÂ â€“ ).

Â 

BeschÃ¤ftigung ist gemÃ¤ÃŸ Â§Â 7 AbsatzÂ 1 SGBÂ IV die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit,

insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (SatzÂ 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung

sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des

Weisungsgebers (SatzÂ 2). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine

abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich

abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der

BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der

AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese

Weisungsgebundenheit kann â€“Â vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer ArtÂ â€“ eingeschrÃ¤nkt

und zur â€žfunktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ€œ verfeinert sein.

DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene

Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die

VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei

gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder

selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich danach, welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der

Arbeitsleistung prÃ¤gen und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen. Die Zuordnung

einer TÃ¤tigkeit nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung oder

selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in

Betracht kommenden UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und

gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, d.h. den

Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden.

Â 

Bei der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤ÃŸig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten getroffenen

Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte konkret festzustellen haben.

Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht

auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder konkludente Ã„nderungen erfolgt sind. SchlieÃŸlich ist

auch die Ernsthaftigkeit der dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen. Erst auf der
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Grundlage der so getroffenen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist

eine wertende Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder

selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen (st. Rspr.; vgl. zum Ganzen BSG, Urteil vom

4.Â JuniÂ 2019 â€“Â BÂ 12Â RÂ 11/18Â RÂ -, juris Rn.Â 14 f m.w.N.). Diese wertende

Zuordnung kann nicht mit bindender Wirkung fÃ¼r die Sozialversicherung durch die

Vertragsparteien vorgegeben werden, indem sie z.B. vereinbaren, eine selbststÃ¤ndige

TÃ¤tigkeit zu wollen. Denn der besondere Schutzzweck der Sozialversicherung schlieÃŸt es

aus, dass Ã¼ber die rechtliche Einordnung einer Person â€“Â als selbststÃ¤ndig oder

beschÃ¤ftigtÂ â€“ allein die VertragsschlieÃŸenden entscheiden. Ãœber zwingende Normen

kann nicht im Wege der Privatautonomie verfÃ¼gt werden. Vielmehr kommt es entscheidend

auf die tatsÃ¤chliche Ausgestaltung und DurchfÃ¼hrung der VertragsverhÃ¤ltnisse an (vgl.

BSG im o.a. Urteil vom 4.Â JuniÂ 2019, a.a.O., dort Rn.Â 19).

Â 

Bei Vertragsgestaltungen, in denen â€“Â wie hierÂ â€“ die Ãœbernahme eines einzelnen

Dienstes individuell vereinbart wird (PrÃ¼fung der Grammatik und Richtigkeit von

Formulierungen eines englischen Sprechertextes sowie die Vertonung des Textes zum Film

â€žAgriculture Explainerâ€œ) und insbesondere kein DauerschuldverhÃ¤ltnis mit Leistungen

auf Abruf vorliegt, ist fÃ¼r die Frage der Versicherungspflicht allein auf die VerhÃ¤ltnisse

abzustellen, die wÃ¤hrend der AusfÃ¼hrung des Einzelauftrages bestehen. AuÃŸerhalb dieses

Einzeleinsatzes liegt schon deshalb keine die Versicherungspflicht begrÃ¼ndende

â€žentgeltlicheâ€œ BeschÃ¤ftigung i.S. des Â§Â 7 AbsatzÂ 1 SGBÂ IV vor, weil keine latente

Verpflichtung des Beigeladenen zuÂ 1 bestand, TÃ¤tigkeiten fÃ¼r die KlÃ¤gerin auszuÃ¼ben,

und diese umgekehrt auch kein Entgelt zu leisten hatte (vgl. BSG im o.a. Urteil vom

4.Â JuniÂ 2019, a.a.O., Rn.Â 21 m.w.N.; BSG, Urteil vom 19.Â OktoberÂ 2021 â€“Â B 12 R

10/20 RÂ â€“, juris Rn.Â 23 m.w.N.).

Â 

Unter Zugrundelegung dieser MaÃŸstÃ¤be Ã¼berwiegen nach dem Gesamtbild der TÃ¤tigkeit

die Indizien fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung des Beigeladenen zuÂ 1 wÃ¤hrend des mit

der KlÃ¤gerin vereinbarten Einzeldienstes.

Â 

Dass die KlÃ¤gerin mit dem Beigeladenen zuÂ 1 offenbar eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit

vereinbaren wollte (â€žDer Vertragspartner erklÃ¤rt, dass er als Unternehmer tÃ¤tig ist und

entsprechend bei seiner FinanzbehÃ¶rde gefÃ¼hrt wirdâ€œ [â€¦] â€žVertragspartner

unterliegt bei der DurchfÃ¼hrung der Ã¼bertragenen Produktion, insbesondere der Gestaltung

der ProduktionsablÃ¤ufe keinen Weisungen von m; er kann das Projekt nach eigenem
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Ermessen und nach eigenem Zeitplan realisierenâ€œ) und die Vertragspartner darin

Ã¼bereinstimmten, dass durch diese Vereinbarung ein ArbeitsverhÃ¤ltnis nicht begrÃ¼ndet

werde, ist â€“Â wie dargestelltÂ â€“ sozialversicherungsrechtlich nicht ausschlaggebend.

Dahinstehen kann daher auch, welche Klauseln des offenbar auf das VertragsverhÃ¤ltnis

zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen zuÂ 1 nicht vollstÃ¤ndig angepassten

Standardvertrages im Ergebnis keine Anwendung fanden.

Â 

Ausgehend von dem im MaiÂ 2017 geschlossenen â€žEinzelvertrag #6640â€œ sowie dem

Vorbringen der Beteiligten war nur die Erbringung eines Einzeldienstes (PrÃ¼fung der

Grammatik und Richtigkeit von Formulierungen eines englischen Sprechertextes sowie die

Vertonung des Textes zum Film â€žAgriculture Explainerâ€œ) vereinbart. Diese rechtliche

Bewertung liegt dem angefochtenen Bescheid der Beklagten zugrunde. 

Â 

MaÃŸgebend fÃ¼r das Vorliegen von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung ist, dass der Beigeladene

zuÂ 1 einem Weisungsrecht der KlÃ¤gerin unterlag und in einer seine TÃ¤tigkeit prÃ¤genden

Weise in deren Betriebsablauf eingegliedert war. Die in Â§Â 7 AbsatzÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ IV

genannten Anhaltspunkte der Weisungsgebundenheit und der Eingliederung stehen weder in

einem RangverhÃ¤ltnis zueinander noch mÃ¼ssen sie stets kumulativ vorliegen.

Â 

Insbesondere bei Hochqualifizierten oder Spezialisten (sog. Diensten hÃ¶herer Art) kann das

Weisungsrecht â€“Â wie das BSG wiederholt entschieden hatÂ â€“ aufs StÃ¤rkste

eingeschrÃ¤nkt sein. Dennoch kann die Dienstleistung in solchen FÃ¤llen fremdbestimmt sein,

wenn sie ihr GeprÃ¤ge von der Ordnung des Betriebes erhÃ¤lt, in deren Dienst die Arbeit

verrichtet wird. Die Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers verfeinert sich in solchen

FÃ¤llen â€žzur funktionsgerechten, dienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ€œ (vgl. BSG im

o.a. Urteil vom 4.Â JuniÂ 2019, a.a.O., Rn.Â 29 m.w.N.).

Â 

Ein Weisungsrecht der KlÃ¤gerin bestand sowohl im Hinblick auf zeitliche Vorgaben

(Abgabefrist), die laut Vertrag â€žunbedingt einzuhaltenâ€œ waren, als auch in Bezug auf die

Inhalte und die QualitÃ¤t des geschuldeten â€žProduktsâ€œ. Ausweislich des Vertrages

ergaben sich â€žweitere Anforderungen an den Vertragsgegenstandâ€œ â€žaus einem

eventuellen Briefing der m, die vom Vertragspartner ebenfalls zu berÃ¼cksichtigen sindâ€œ.

Der Beigeladene zuÂ 1 hat angegeben, dass ein solches Briefing auch tatsÃ¤chlich

stattgefunden hat (vgl. sein Schreiben vom 9.Â AugustÂ 2017 an die Beklagte). Den Angaben
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der KlÃ¤gerin in der Anlage zum Statusfeststellungsantrag zufolge ist das fertig abgelieferte

Lektorat von ihrem Redakteur gegengelesen worden; zudem wurde der Beigeladene zuÂ 1 vor

der Aufnahme des Sprechertextes Ã¼ber den Inhalt und die TonalitÃ¤t des zu vertonenden

Films informiert. Mit dem leitenden Redakteur ist eine dazu passende Stimm- und

Sprachvariation abgestimmt worden. Daran anschlieÃŸend fanden Aufnahmen des

Sprechertextes im Studio der KlÃ¤gerin unter Mitwirkung eines Technikers der KlÃ¤gerin statt.

Zuletzt wurden die eingespielten Aufnahmen durch den zustÃ¤ndigen Redakteur auf deren

technische QualitÃ¤t und deren Inhalte (zutreffende und von der LÃ¤nge her auf den

Originaltext abgestimmte Wiedergabe) Ã¼berprÃ¼ft. Insgesamt ergibt sich aus diesen

AblÃ¤ufen das Bild eines ausgefeilten Abstimmungsprozesses zwischen den Beteiligten, der

mehrfache Kontaktaufnahmen zwischen Mitarbeitern der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen

zuÂ 1 erforderte, und der zugleich die weitgehende Eingliederung des Beigeladenen zuÂ 1 in

die ArbeitsablÃ¤ufe der KlÃ¤gerin und in die von ihr vorgegebenen Organisationsstrukturen zur

Erzielung eines ihren Anforderungen entsprechenden Arbeitsprodukts deutlich macht. Die

Weisungsgebundenheit des Beigeladenen zuÂ 1 verfeinert sich hier â€žzur funktionsgerechten,

dienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ€œ. Durch die (unentgeltliche) Nutzung dieser

Organisationsstrukturen, der Einrichtungen sowie personellen und sÃ¤chlichen Betriebsmittel

der KlÃ¤gerin (Aufnahmestudio) war der Beigeladene zuÂ 1 in einer seine TÃ¤tigkeit

prÃ¤genden Art und Weise fremdbestimmt in den Film- und Medienproduktionsbetrieb der

KlÃ¤gerin eingegliedert. Dies zeigt sich auch daran, dass der Beigeladene zuÂ 1 nach den

vertraglichen Vereinbarungen weder Nutzungs- noch Urheberrechte am entstandenen Produkt

hatte (vgl. Â§Â 4 des Vertrages). Insgesamt hat der Beigeladene zuÂ 1 seine Arbeitskraft nicht

anders als bei der KlÃ¤gerin angestellte Mitarbeiter eingesetzt und hatte innerhalb der

betrieblich von der KlÃ¤gerin vorgegebenen Ordnung keine ins Gewicht fallenden Freiheiten

hinsichtlich Gestaltung und Umfang seiner Arbeitsleistung. Soweit er in diesem Zusammenhang

darauf hingewiesen hat, als Voice-Over-Sprecher einen inhaltlich-kÃ¼nstlerischen Freiraum

sowohl im Hinblick auf den Inhalt als auch auf die arbeitsorganisatorische Gestaltung (freie

Zeiteinteilung) gehabt zu haben, ist zunÃ¤chst darauf hinzuweisen, dass auch eine

kÃ¼nstlerische TÃ¤tigkeit in der Form der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit oder der abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt werden kann (vgl. Bayerisches Landessozialgericht , Urteil vom

22.Â AprilÂ 2021 â€“Â LÂ 14Â RÂ 5052/17Â -, juris Rn.Â 34). FÃ¼r die Abgrenzung kommt es

daher allein auf die konkrete inhaltliche Ausgestaltung der jeweiligen TÃ¤tigkeit an (vgl. auch

LSG Berlin-Brandenburg, Urteile vom 21.Â FebruarÂ 2014 â€“Â LÂ 1Â KRÂ 57/12Â â€“, juris

Rn. 24 , vom 27.Â FebruarÂ 2020 â€“Â LÂ 1Â KRÂ 311/16Â -, juris Rn.Â 24 und vom

19.Â MÃ¤rz 2021 â€“Â LÂ 26Â BAÂ 1/20Â â€“, juris RnÂ 56 ), die hier â€“Â ausgehend von

den zeitnah zur hier zu beurteilenden TÃ¤tigkeit vom 10.Â MaiÂ 2017 gemachten Angaben der

Beteiligten im StatusfeststellungsverfahrenÂ â€“ einen erheblichen eigenen inhaltlich-

kÃ¼nstlerischen Freiraum des Beigeladenen zuÂ 1 nicht erkennen lÃ¤sst. Aus den konkret auf

die TÃ¤tigkeit vom 10. Mai 2017 bezogenen ausfÃ¼hrlichen Angaben der KlÃ¤gerin (vgl. deren

Schreiben vom 15.Â AugustÂ 2017 und 11.Â OktoberÂ 2017) erhellt zur Ãœberzeugung des
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Senats, dass dem Beigeladenen zuÂ 1 Inhalt, Art und AusfÃ¼hrung des Produkts im

Wesentlichen vorgegeben waren, so dass ihm ein wesentlicher Gestaltungsspielraum nicht

verblieb. Der von ihm einzusprechende Text wurde Ã¼ber einen bereits von der KlÃ¤gerin

fertig produzierten Werbefilm (â€žAgriculture Explainerâ€œ) gelegt. Der Inhalt der Texte war

vorgegeben. Soweit der Beigeladene zuÂ 1 die Grammatik und die Richtigkeit der

Formulierungen des englischen Sprechertextes, der auf einer fremden geistigen Leistung

beruhte, prÃ¼fte, war dies nicht mit kÃ¼nstlerischen Freiheiten verbunden. Im Ãœbrigen wurde

der vom Beigeladenen zuÂ 1 lektorierte Text von einem Redakteur der KlÃ¤gerin

gegengelesen. Auch wenn der Beigeladene zuÂ 1 in diesem Zusammenhang frei war, den

Ausdruck oder bestimmte Begriffe (Slang) anzupassen und durch den Einsatz seiner Stimme

die TonalitÃ¤t des Films (â€žauditive Dynamikâ€œ) mitzugestalten, war er in seinen

gestalterischen Freiheiten begrenzt. Denn zum einen war er von ihr vor der Aufnahme des

Sprechertextes bereits Ã¼ber den Inhalt und die TonalitÃ¤t des zu vertonenden Films informiert

worden; zum anderen stimmte er mit dem leitenden Redakteur eine zum Film passende Stimm-

und Sprachvariation ab. Der Beigeladene zu 1 musste sich daher bei seiner Arbeitsleistung

innerhalb eines von der KlÃ¤gerin inhaltlich und zeitlich (Abgabetermin und

Leistungserbringung am 10.Â MaiÂ 2017) fest abgesteckten Rahmens bewegen und hat hierzu

auch Betriebsmittel der KlÃ¤gerin (Tonstudio) genutzt, mag er auch andere, hier indes nicht zu

bewertende, SprechertÃ¤tigkeiten fÃ¼r die KlÃ¤gerin im eigenen Studio erbracht haben. Die

KlÃ¤gerin hat in diesem Zusammenhang selbst angegeben, dass die technische Dienstleistung

des Sprechens den eigenschÃ¶pferischen Anteil der TÃ¤tigkeit Ã¼berwogen habe (vgl.

Schreiben der KlÃ¤gerin vom 11.Â OktoberÂ 2017, SeiteÂ 3). Soweit dem Beigeladenen zuÂ 1

innerhalb der Vorgaben der KlÃ¤gerin noch gestalterische Freiheiten verblieben, indem er

mehrere Varianten des Voice-Over mit verschiedenen Emotionen vertonte und ihm dadurch

â€“Â auch dank seines in der Berufspraxis erworbenen fachlichen und kÃ¼nstlerischen

KÃ¶nnensÂ â€“ â€žSchliff, Charakter und AtmosphÃ¤reâ€œ verlieh, unterscheidet ihn dies

nicht von abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten, deren Aufgaben gestalterische oder kreative Elemente

beinhalten (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 20.Â MÃ¤rzÂ 2013 â€“Â BÂ 12Â RÂ 13/10Â RÂ â€“, juris

Rn.Â 21 ). An diesem Ergebnis Ã¤ndert nichts, dass der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin und

der Beigeladene zuÂ 1 in der mÃ¼ndlichen Verhandlung den Ablauf der TÃ¤tigkeit des

Beigeladenen zuÂ 1, wie sie sich im â€žNormal- bzw. Regelfallâ€œ darstelle, in gewichtigen

Details abweichend von demjenigen schilderten, den der Senat seiner Entscheidung zugrunde

gelegt hat und der sich widerspruchsfrei, plausibel und letztlich von der KlÃ¤gerin und dem

Beigeladenen zuÂ 1 in den maÃŸgebenden Details Ã¼bereinstimmend aus deren Vorbringen

im Verwaltungsverfahren ergibt. Soweit z.B. der Beigeladene zuÂ 1 nunmehr angegeben hat,

damals von der KlÃ¤gerin nur ein â€žTextgerÃ¼stâ€œ (â€žSkelettâ€œ) in schlechtem

Englisch erhalten und daher auch in wesentlichem Umfang eigenschÃ¶pferisch Texte erstellt zu

haben, hat er selbst eingerÃ¤umt, dies â€“Â wie den konkreten Hergang der hier zu

prÃ¼fenden TÃ¤tigkeit vom 10.Â MaiÂ 2017Â â€“ aufgrund des verstrichenen Zeitablaufs nicht

mehr genau zu erinnern. Der Senat hat deshalb seiner Entscheidung diejenigen Angaben der
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Beteiligten zugrunde gelegt, die diese zeitnah zur hier zu beurteilenden TÃ¤tigkeit vom

10.Â MaiÂ 2017 getÃ¤tigt haben, da diese die damaligen VerhÃ¤ltnisse schon aufgrund der

ZeitnÃ¤he zu ihnen zutreffend wiedergegeben haben dÃ¼rften.

Â 

Es lassen sich auch keine fÃ¼r eine SelbststÃ¤ndigkeit sprechenden Anhaltspunkte feststellen,

die ein derartiges Gewicht hÃ¤tten, dass sie die Weisungsgebundenheit und Eingliederung des

Beigeladenen zuÂ 1 auf- oder Ã¼berwiegen kÃ¶nnten. Insbesondere war der Beigeladene

zuÂ 1 im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin keinem nennenswerten

Unternehmerrisiko ausgesetzt. Er erhielt nach Rechnungslegung vom 15.Â MaiÂ 2017 ein

festes, vorab vereinbartes Honorar und hatte insoweit keinen Verdienstausfall zu befÃ¼rchten.

Soweit er werbend am Markt tÃ¤tig und fÃ¼r verschiedene Auftraggeber hauptberuflich

selbstÃ¤ndig tÃ¤tig war/ist, fÃ¤llt dies fÃ¼r die vorliegend konkret zu beurteilende TÃ¤tigkeit

nicht erheblich ins Gewicht. Besondere Vorhaltekosten waren hiermit nicht verbunden. Einer

wie hier mit dem Vertrag vereinbarten Vertragsstrafe (vgl. Â§Â 6, Â§Â 7 des Einzelvertrages

#6640) kommt nur ein vergleichsweise geringes Gewicht zu, weil eine solche sowohl im

Rahmen einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als auch einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung

vereinbart werden kann (vgl. BSG, Urteil vom 11.Â MÃ¤rzÂ 2009

â€“Â BÂ 12Â KRÂ 21/07Â RÂ â€“, juris Rn. 22 ). Der HonorarhÃ¶he ist kein wesentliches Indiz

fÃ¼r eine etwaige SelbstÃ¤ndigkeit zu entnehmen. Der Beigeladene zuÂ 1 setzte auch kein

eigenes Personal ein. Dass er Ã¼ber ein eigenes Aufnahmestudio verfÃ¼gt, spielt im

Zusammenhang mit der konkret zu beurteilenden TÃ¤tigkeit schon deshalb keine Rolle, da er

es fÃ¼r diese nicht nutzte.

Â 

FÃ¼r die Abgrenzung zwischen selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit und abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung ist

es nicht von Bedeutung, ob die TÃ¤tigkeit als Haupterwerbsquelle oder im Nebenerwerb

ausgeÃ¼bt wird und ob es sich um kurzfristige und seltene ArbeitseinsÃ¤tze oder um eine

verstetigte GeschÃ¤ftsbeziehung handelt. Eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung setzt

voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Dazu gehÃ¶rt nicht

eine wirtschaftliche AbhÃ¤ngigkeit. Eine wirtschaftliche AbhÃ¤ngigkeit steht auch einem

objektiven Weisungsrecht nicht gleich. Das Sozialversicherungsrecht ordnet

Versicherungspflicht nicht nur fÃ¼r unbefristete DauerbeschÃ¤ftigungen an. Vielmehr sind

â€“Â sofern die GeringfÃ¼gigkeitsgrenzen Ã¼berschritten sindÂ â€“ auch zeitlich befristete

ArbeitseinsÃ¤tze der Sozialversicherungs- und Beitragspflicht unterworfen. FÃ¼r unstÃ¤ndig

BeschÃ¤ftigte sieht das Sozialversicherungsrecht ebenfalls spezielle Regelungen vor, ohne

generell Versicherungsfreiheit anzuordnen (vgl. fÃ¼r das Recht der ArbeitsfÃ¶rderung und die

GRV Â§Â 27 AbsatzÂ 3 Nr.Â 1 Sozialgesetzbuch â€“Â ArbeitsfÃ¶rderungÂ â€“ , Â§Â 163

AbsatzÂ 1 Sozialgesetzbuch â€“Â Gesetzliche RentenversicherungÂ â€“ ). Eine zusÃ¤tzlich

                            17 / 19

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2021/07%20R


 

hauptberuflich ausgeÃ¼bte selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit hat lediglich fÃ¼r die Kranken- und

Pflegeversicherung Bedeutung (vgl. zu alledem BSG im o.a. Urteil vom 4.Â JuniÂ 2019, a.a.O.

Rn.Â 34).

Â 

Etwas anderes gilt auch nicht deshalb, weil der Beigeladene zuÂ 1 fÃ¼r eine Vielzahl an

Auftraggebern tÃ¤tig war. Eine TÃ¤tigkeit fÃ¼r mehrere Auftraggeber erhÃ¤lt erst in der

Zusammenschau mit weiteren typischen Merkmalen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Gewicht,

wie z.B. einem werbenden Auftreten am Markt fÃ¼r die angebotenen Leistungen (vgl. BSG im

o.a. Urteil vom 4.Â JuniÂ 2019, a.a.O., Rn. 35).

Â 

Dass die HonorarhÃ¶he nur eines von vielen in der GesamtwÃ¼rdigung zu

berÃ¼cksichtigenden Indizien mit eingeschrÃ¤nkter indizieller Bedeutung ist, da die

Sozialversicherung auch dem Schutz der Interessen der Mitglieder von in

Pflichtversicherungssystemen zusammengeschlossenen Solidargemeinschaften verpflichtet ist,

hat das BSG bereits mehrfach entschieden. Im Anschluss an diese Rechtsprechung nimmt der

Senat auf die diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen Bezug (vgl. BSG im o.a. Urteil vom

4.Â JuniÂ 2019, a.a.O., Rn. 37 m.w.N.) und sieht die HonorarhÃ¶he vorliegend als nicht

ausschlaggebend an.

Â 

Der Beigeladene zuÂ 1 war in seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin auch nicht aufgrund anderer

Vorschriften von der Versicherungspflicht in der GRV ausgenommen. Zwar sind die

Voraussetzungen einer zur Versicherungsfreiheit in der GRV (Â§Â 5 AbsatzÂ 2 Satz 1 Nr. 2

SGBÂ VI) fÃ¼hrenden zeitgeringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung erfÃ¼llt (vgl. dazu BSG, Urteil vom

24.Â NovemberÂ 2020 â€“Â BÂ 12Â KRÂ 34/19Â RÂ â€“, juris Rn. 12). Indes liegen die

Voraussetzungen des Â§Â 6 AbsatzÂ 1b SGB VI, der die BefreiungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r

Personen, die eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung ausÃ¼ben, regelt, nicht vor. Denn hierzu

hÃ¤tte es eines Antrages des Beigeladenen zuÂ 1 nach Â§Â 6 AbsÃ¤tzeÂ 2 und 3 SGBÂ VI

bedurft. Ein solcher Antrag liegt indes nicht vor.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a AbsatzÂ 1 SatzÂ 1 SGG i.V.m. Â§Â§Â 154

AbsatzÂ 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und entspricht dem Ergebnis des

Rechtsstreites. Die auÃŸergerichtlichen Kosten der Beigeladenen waren nicht aus GrÃ¼nden

der Billigkeit der KlÃ¤gerin aufzuerlegen (vgl. Â§Â 162 AbsatzÂ 3 VwGO), nachdem die

Beigeladene zu 2. sich nicht zum Verfahren geÃ¤uÃŸert hat und der Beigeladene zuÂ 1 sich

                            18 / 19

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%2011/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%2011/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%2011/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/5.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2034/19%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/6.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/6.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/162.html


 

â€“Â der KlÃ¤gerin beipflichtendÂ â€“ in der fÃ¼r sie ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als

SelbstÃ¤ndiger angesehen hat.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen, weil GrÃ¼nde hierfÃ¼r (Â§Â 160 AbsatzÂ 2 SGG) nicht

vorliegen.

Â 

Der Streitwert war gemÃ¤ÃŸ Â§Â 197a AbsatzÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 1 SGG i.V.m. Â§Â 63

AbsatzÂ 2, Â§Â 52 AbsatzÂ 2, Â§Â 47 AbsatzÂ 1 GKG in HÃ¶he des Auffangstreitwerts

festzusetzen. FÃ¼r eine Bestimmung des Streitwerts in hiervon abweichender HÃ¶he nach der

wirtschaftlichen Bedeutung fehlen hinreichende Anhaltspunkte. Bei der hier gegenstÃ¤ndlichen

Frage der Versicherungspflicht in der GRV handelt es sich zwar um eine Voraussetzung einer

mÃ¶glichen spÃ¤teren Beitragspflicht. Dass eine solche potentiell â€žbezifferbarâ€œ ist,

Ã¤ndert aber nichts daran, dass eine vollstreckbare, konkrete Beitragsforderung nicht

Gegenstand des Verfahrens ist (vgl. BSG, Beschluss vom 15.Â JuliÂ 2021

â€“Â BÂ 12Â RÂ 38/20Â BÂ â€“, juris Rn.Â 6). Die Streitwertfestsetzung ist unanfechtbar

(Â§Â 177 SGG). 

Erstellt am: 14.04.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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